
Sterbehospiz mit idealem Domizil
Von Franz Welte

Das stationäre Hospiz St.Gallen
soll in der Villa Jacob realisiert
werden, die sich wegen der
vorhandenen Gemeinschafts-
flächen sehr gut eignet. Dies
ergab ein Gespräch am vorge-
sehenen Standort an der
Kreuzackerstrasse 6 mit Dr.
Christoph Hürny, Präsident des
Vereins «Freunde stationäres
Hospiz St.Gallen», und Roland
Buschor, Vizepräsident.

Villa Jacob Man kann gar von ei-
ner idealen Infrastruktur reden.
Dabei darf man nicht von einem Lu-
xushaus ausgehen. Zwar wurde die
Villa Jacob seinerzeit als repräsen-
tatives Gebäude erstellt, doch wird
die Innenausstattung unter Beach-
tung der denkmalpflegerischen
Auflagen keineswegs luxuriös wer-
den. Es handelt sich bei der Reno-
vation um eine freundliche, aber
einfache und zweckmässige Innen-
ausstattung, auch umdie Kosten tief
zu halten. Die Wohnenden sollen
sich wohl fühlen, und sie können
sich mit eigenen Möbeln ein an-
sprechendes Zuhause schaffen.
Auch aufgrund dieser Ausrichtung
sind die geräumigen Zimmer wert-
voll. Mehrere Nasszellen sind vom
Josefshaus schon vor längerer Zeit
eingebaut worden.

Verschiebung durch die GHG
Wie verschiedentlich berichtet, be-
steht der Plan, das Pflegezentrum
(Josefshaus) mit einem Neubau zu
erweitern und mit der Betagten-
einrichtung Marthaheim zusam-

menzulegen. Dafür muss die Villa
Jacob um 25 Meter nach Südosten
verschoben werden. Diese spekta-
kuläre Verschiebung wird noch vom
jetzigen Besitzer, der Gemeinnüt-
zigen undHilfsgesellschaft der Stadt
St.Gallen (GHG) finanziert.
Es sollen sieben Betten im ersten
Stock eingerichtet werden, die den
kantonalen Bedarf gemäss den Un-
tersuchungen und Berechnungen
deckenwerden. ImErdgeschosssind
vor allem die Gemeinschaftsräume
vorgesehen. Ein kleiner Teil der
heutigen Kapelle geht verloren, weil
er für die Trennung vom Josefshaus
abgebrochen werden muss. Heute
führt eineWendeltreppe zumDach-

geschoss, wo allenfalls ein Büro ein-
gerichtet werden soll.

Einrichtungsfinanzierung noch
nicht voll sichergesellt
Private Unterstützer werden das
Objekt kaufenund für zehn Jahre zur
Verfügung stellen. Diese Lösung er-
leichtert den Start, wird damit doch
die finanzielle Grundbelastung
spürbar gesenkt. Gegenwärtig ist der
Verein daran, die Anschubfinanzie-
rung des laufenden Betriebes si-
cherzustellen. Die Planungs- und
Konzeptphase konnte im Wesent-
lichen durch einen Beitrag aus dem
kantonalen Lotteriefonds finanziert
werden. Die Dr. med. h. c. Erwin-

Braun-Stiftung hat ihre Unterstüt-
zung zugesichert. Um die Finan-
zierung der Investitionskosten von
1,275 Millionen Franken zu si-
chern, sind Beiträge von weiteren
Stiftungen und von der öffentlichen
Hand erforderlich. Kürzlich ist auch
ein Beitrag der Gemeinnützigen Ge-
sellschaft des Kantons St.Gallen
(GGK) von 50‘000 Franken an die
Einrichtungskosten eingegangen.

Knacknuss Betriebsfinanzierung
Der Betrieb soll bereits Anfang 2017
aufgenommen werden, was zügige
bauliche Massnahmen erforderlich
macht. Geboten wird ein 24-Stun-
den-Pflegedienst vor Ort, der we-
gen der intensiven pflegerischen
Betreuung und der palliativen Aus-
richtung unerlässlich ist. Natürlich
macht dies den Betrieb auch teuer,
weshalb die Betriebsfinanzierung
nicht einfach zu bewerkstelligen ist.
Es wird um eine Mischfinanzierung
wie in anderen Hospizen gehen. Die
diesbezüglichenVerhandlungenmit
dem Kantonalen Amt für Soziales
sind angelaufen. Nach den notwen-
digen Abklärungen und Zusiche-
rungen soll das Finanzierungsmo-
dell erarbeitet werden. Der kürzlich
gegründete schweizerische Sterbe-
hospiz-Dachverband hat zum Ziel,
eine nationale Finanzierungsrege-
lung zu treffen. Heute geht der
St.Galler Verein von zwei Millionen
Franken Kosten pro Jahr aus. Es
werden 8,4 Stellen für die Pflege be-
nötigt, 11,5 Stellen insgesamt. Die
Pflegenden müssen in Palliative
Care ausgebildet sein. Die Rekru-
tierung stellt kein Problem dar, da
sich bereits Interessentinnen und

Interessenten gemeldet haben. In
einzelnen Bereichen kann mit dem
benachbarten Pflegeheim zusam-
mengearbeitet werden, so etwa bei
der Verpflegung, bei der Wäscherei,
Reinigung und Buchhaltung. Das
führt zu einer leichten Senkung
der Kosten. Auch mit der vorgese-
henen Beschäftigung von Freiwilli-
gen sollen die Kosten reduziert wer-
den.

Weshalb braucht es ein
Sterbehospiz?
Die Palliativpflegeversorgung ist im
Kanton St.Gallen gut ausgebaut. Es
besteht aber immer noch eine Lü-
cke bei der stationären Betreuung
von auch jüngeren unheilbar Kran-
ken, für die ein Pflegeheim nicht die
richtige Adresse ist. Pflegeheime
sind für die aufwendige Betreuung
von schwer kranken Patientinnen
und Patienten zur Erhaltung der Le-
bensqualität am Lebensende nicht
eingerichtet. Dem Pflegepersonal
fehlen die Zeit, die Erfahrung und
die erforderliche Spezialausbil-
dung. Palliative Betreuungsange-
bote gibt es auch dort, doch sind sie
auf die Bedürfnisse betagter Men-
schen ausgerichtet. Daher ist ein
Sterbehospiz auch für die Region
St.Gallenunerlässlich,umden inder
Betreuung besonders aufwendigen
insbesondere jüngeren Patientin-
nen und Patienten Rechnung zu tra-
gen. Die Sterbephase im Hospiz
dauert durchschnittlich etwa zwei
bis drei Monate. Ein wichtiges Ne-
benziel des neuen Sterbehospizes
soll sein, den heute durch ständige
Verlegungen bewirkten «Drehtüref-
fekt» zu vermeiden.

Dr. Christoph Hürny, Präsident des Vereins «Freunde stationäres Hospiz St.Gallen» (links)
und Roland Buschor, Vizepräsident, in der Villa Jacob. we

Wiederintegration in 1. Arbeitsmarkt schwierig
Die Bemühungen um eine be-
rufliche (Re)Integration von
Menschen mit einer Behinde-
rung in den ersten Arbeits-
markt sind häufig nicht erfolg-
reich. Das hat verschiedene
Ursachen. Simon Frick hat an
der FHS eine Bachelor-Arbeit
dazu verfasst.

Soziale Organisationen Sie trägt
den Untertitel «Leistungsvermögen
und Grenzen von sozialen Organi-
sationen im Allgemeinen und in Be-
zug auf die Reintegration in den ers-
ten Arbeitsmarkt».
Untersucht hat Simon Frick in der
Region St.Gallen die Möglichkeiten
einer Tagesstätte für psychisch Be-
hinderte; eines Hotels, das Mitar-
beitende mit vor allem geistiger Be-
hinderung beschäftigt, und einer
geschützten Werkstatt im zweiten
Arbeitsmarkt. Diese drei Institutio-

nen ermöglichen aufgrund seiner
Abklärungen eine Vielzahl von be-
ruflichen Ausbildungen und Mög-
lichkeiten. Festgestellt werden kann
nach dem Autor, dass in den Insti-

tutionen auch eine wertvolle indi-
viduelle Förderung stattfindet. So
wird manchmal ein Übertritt vom
betreuten und selbstständigen
Wohnen oder eine Erhöhung des

Arbeitspensums möglich. Diese
Vorteile sind erfreulich. Dagegen
gelingt der Einstieg in den ersten
Arbeitsmarkt eher selten.

Vorurteile sind das Problem
Laut den vom Verfasser interview-
ten Experten finden viele Men-
schenmit einer Beeinträchtigung im
ersten Arbeitsmarkt auch deshalb
keine Stelle, weil noch viele Vorur-
teile gegenüber diesen Menschen
vorhanden sind. Weiter haben auch
die finanziellen Sparmassnahmen
der IV bei den Mobilitätskosten und
denIV-AnlehrenaufdieGrenzender
Integration Einfluss. Es werden we-
niger IV-Anlehren und praktische
Ausbildungen unterstützt. Dies, ob-
wohl in der Bundesverfassung steht,
dass Kinder und Jugendliche sowie
Personen im erwerbsfähigen Alter
sichnach ihrenFähigkeitenaus-und
weiterbilden können. Der Verfasser

der Studie stellt daher die Frage,
weshalb die IV genau in diesem Be-
reich Geld spart. Natürlich kann es
auch zu Rückschlägen kommen,
wenn die Belastung für sie in der So-
zialinstitution zu gross wird.

Wertvolles soziales Netzwerk
Von Bedeutung sind diese Institu-
tionen aber auch, weil sich hier die
Klientinnen und Klienten ein sozi-
ales Netzwerk aufbauen können. Sie
bewegen sich dadurch vermehrt in
der Gesellschaft und vereinsamen
weniger zu Hause. Es kann auch be-
obachtet werden, dass sich ihr Ge-
sundheitszustand verbessert.

Die Institutionen sorgen auch für ei-
ne Aufklärung der Gesellschaft, so
dass die Umwelt sensibler wird
gegenüber Menschen mit einer
Beeinträchtigung. Sie zeigt mehr
Verständnis für sie. we

Der Weg in den ersten Arbeitsmarkt ist für viele Menschen mit Behinderungen mit Stei-
nen gepflastert. Fotolia

ST.GALLEN

Abgängig und ohne
Billett unterwegs
Rücktransport Zwei 14-jährige
Mädchen wurden in einem
St.Galler Bus kontrolliert. Sie hat-
ten keine Billette gelöst. Die her-
beigerufene Stadtpolizei St.Gal-
len stellte zudem fest, dass die
Beiden ausgeschrieben waren.
Die Jugendlichen waren ab einer
Jugendstätte abgängig. Bei der
Kontrolle wurde bei einer Person
noch eine Kleinmenge Marihu-
ana sichergestellt. Diesbezüglich
gab es eine Anzeige. Anschlies-
send erfolgte der Rücktransport
der beiden Mädchen in die Ju-
gendstätte. pd/stapo

Sechs Abteilungen
Bundesverwaltungsgericht
Das Gesamtgericht des Bundes-
verwaltungsgerichts in St.Gallen
hat entschieden, dass sechs statt
wie bisher fünf Abteilungen ge-
führt werden. Die hierfür not-
wendigen organisatorischen und
technischen Anpassungen sollen
bis Mitte Jahr eingeführt werden.
Zudem hat es die Kompetenzen
der Abteilungspräsidentinnen
und –präsidenten geklärt und das
Geschäftsreglement angepasst.
Die Neuerungen ermöglichen ei-
ne bessere Gerichtsführung und
eine gleichmässigere Verteilung
der Geschäftslast. pd/we
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Annonce

Starke Ziele
für St.Gallen.
• Sicherung der Arbeitskräfte für KMUs

• Verbesserung der Rahmenbedingungen für
Familien in der Agglomeration St.Gallen

• Weiterentwicklung des
Bildungsstandorts St.Gallen

Wir liefern. Wir fordern.
www.cvp-region-stgallen.ch


